
Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur
Projektförderung an kommunale Gebietskörperschaften und

Zweckverbände (ANBest-K)

Die ANBest-K enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und
Auflagen) i. S. des § 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(VwVfG) sowie notwendige Erläuterungen. Die Nebenbestim-
mungen sind Bestandteil des Zuwendungsbescheides, soweit
dort nicht ausdrücklich etwas Anderes bestimmt ist.
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1 Anforderung und Verwendung der Zuwendung

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwen-
dungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden.
Der Zuwendungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft
widerrufen werden, wenn sich herausstellt, dass der Zu-
wendungszweck nicht zu erreichen ist. Die Zuwendung ist
wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

1.2 Der Finanzierungsplan ist hinsichtlich des Gesamtergeb-
nisses verbindlich. Die Einzelansätze dürfen bis zu 20 v. H.
überschritten werden, soweit die Überschreitung durch
entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelansätzen
ausgeglichen werden kann. Beruht die Überschreitung ei-
nes Einzelansatzes auf behördlichen Bedingungen oder
Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen
Verfahrens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des Fi-
nanzierungsplans auch weitergehende Abweichungen zu-
lässig. Die Bestimmungen finden bei der Festbetragsfinan-
zierung keine Anwendung.

1.3 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefor-
dert werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der
Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anfor-
derung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des
Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten.

Für Hochbaumaßnahmen können angefordert werden:

- 20 v. H. nach Vergabe des Rohbauauftrags,

- 30 v. H. nach Rohbauabnahme,

- 40 v. H. nach Schlussabnahme und

- 10 v. H. nach Vorlage des Verwendungsnachweises.

1.4 Im Übrigen darf die Zuwendung wie folgt in Anspruch
genommen werden:

1.4.1 bei Festbetrags- oder Anteilfinanzierung jeweils anteilig mit
etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und
den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zu-
wendungsempfängers,

1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgesehenen
eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers
verbraucht sind, ggf. anteilig mit den Zuwendungen ande-
rer Zuwendungsgeber.

1.5 Ist zur Finanzierung der zuwendungsfähigen Ausgaben die
Aufnahme von Krediten notwendig, so kann die auf das
Haushaltsjahr entfallende Zuwendung bereits vor dem Ein-
satz der Kreditmarktmittel angefordert werden, wenn da-
durch eine Aufnahme der vorgesehenen Kredite aufge-
schoben werden kann.

2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Ände-
rung der Finanzierung

2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzie-
rungsplan veranschlagten Gesamtausgaben für den Zu-
wendungszweck, erhöhen sich die Finanzierungsmittel der
treten neue Finanzierungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die
Zuwendung bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen
Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorge-
sehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs-
empfängers sowie bei Fehlbedarfs- und Vollfinanzierung
um den vollen in Betracht kommenden Betrag.

2.2 Dies gilt nur, wenn sich die Gesamtausgaben oder die
Finanzierungsmittel um mehr als 500,-- € ändern (ausge-
nommen bei Vollfinanzierung und bei wiederkehrender
Förderung desselben Zuwendungszwecks).

3 Vergabe von Aufträgen, Ausführung von Baumaßnah-
men

3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks wird auf die Beachtung der einschlägigen
vergaberechtlichen Bestimmungen verwiesen.

3.2 Bei Baumaßnahmen hat der Zuwendungsempfänger die
ihm benannte Bauverwaltung rechtzeitig über die jeweils
vorgesehene Vergabeart, den Baubeginn und die Beendi-
gung der Baumaßnahme zu unterrichten.

3.3 Die Ausführung der Baumaßnahme muss den der Bewilli-
gung zugrunde liegenden Bauunterlagen sowie den techni-
schen und baurechtlichen Bestimmungen entsprechen.

3.4 Von den Bauunterlagen darf nur insoweit abgewichen
werden, als die Abweichungen nicht erheblich sind. Wenn
die Abweichungen zu einer wesentlichen Änderung des
Bau- oder Raumprogramms, einer wesentlichen Erhöhung
der Betriebskosten oder einer wesentlichen Überschreitung
der Baukosten führen, bedürfen sie vor ihrer Ausführung
der Zustimmung durch die Bewilligungsbehörde.

4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte
Gegenstände

Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks
erworben oder hergestellt werden, sind für den Zuwen-
dungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln.
Der Zuwendungsempfänger darf über die vor Ablauf der im
Zuwendungsbescheid festgelegte zeitliche Bindung nicht
anderweitig verfügen.

5 Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich
der Bewilligungsbehörde anzuzeigen - ggf. auch noch nach
Vorlage des Verwendungsnachweises -, wenn

5.1 er weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei öffentli-
chen Stellen beantragt oder die Voraussetzungen der Nr. 2
eintreten,

5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung
der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder
wegfallen,

5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder
mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,

5.4 die ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Mona-
ten nach Auszahlung verbraucht werden können,

5.5 Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr
entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder
nicht mehr benötigt werden.
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6 Baurechnung

6.1 Der Zuwendungsempfänger muss für jede Baumaßnahme
eine Baurechnung führen. Besteht eine Baumaßnahme
aus mehreren Bauabschnitten/-objekten, sind getrennte
Baurechnungen zu führen.

6.2 Die Baurechnung besteht aus:

6.2.1 dem Bauausgabebuch (bei Hochbauten nach DIN 276 Teil
2 gegliedert, bei anderen Bauten nach Maßgabe des Zu-
wendungsbescheides). Werden die Einnahmen und Aus-
gaben für das geförderte Bauobjekt von anderen Bu-
chungsvorfällen getrennt nachgewiesen, entsprechen die
Nachweise unmittelbar oder durch ergänzende Aufzeich-
nungen den Inhalts- und Gliederungsansprüchen der DIN
276 und können sie zur Prüfung der Baurechnung beige-
fügt werden, so kann mit Einwilligung der Bewilligungsbe-
hörde von der Führung eines gesonderten Bauausgabebu-
ches abgesehen werden,

6.2.2 den Rechnungsbelegen, bezeichnet und geordnet entspre-
chend Nr. 6.2.1,

6.2.3 den Abrechnungszeichnungen und Bestandplänen,

6.2.4 den Verträgen über die Leistungen und Lieferungen mit
Schriftverkehr,

6.2.5 den bauaufsichtlichen Genehmigungen, den Prüf- und
Abnahmebescheinigungen,

6.2.6 dem Zuwendungsbescheid und den Schreiben über die
Bereitstellung der Mittel,

6.2.7 den geprüften, dem Zuwendungsbescheid zugrunde ge-
legten Bauunterlagen,

6.2.8 der Berechnung der ausgeführten Flächen und des
Rauminhalts nach DIN 277 (nur bei Hochbauten) und bei
Wohnbauten ggf. die Wohn- und Nutzflächenberechnung
nach DIN 283,

6.2.9 dem Bautagebuch.

7 Nachweis der Verwendung

7.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von einem
Jahr nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens
jedoch ein Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeitraumes
der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungs-
nachweis).

7.2 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht
und einem zahlenmäßigen Nachweis. Auf die Vorlage der
Bücher und Belege wird verzichtet. Im Verwendungsnach-
weis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig wa-
ren, wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und
die Ausgaben mit den Büchern und Belegen übereinstim-
men.

7.3 Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung
sowie das erzielte Ergebnis kurz darzustellen.

7.4 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und
Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzie-
rungsplans summarisch auszuweisen und der Zahlungs-
zeitraum anzugeben. Der Nachweis muss alle mit dem
Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen
(Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und
Ausgaben enthalten. Soweit der Zuwendungsempfänger
die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Um-
satzsteuergesetzes hat, dürfen nur die Entgelte (Preise
ohne Umsatzsteuer) berücksichtigt werden.

7.5 Bei Baumaßnahmen hat der Zuwendungsempfänger den
Verwendungsnachweis der ihm benannten Bauverwaltung
zuzuleiten. Der Nachweis, wann und in welchen Einzelbe-
trägen die Bauausgaben geleistet wurden, wird durch die
Baurechnung geführt (vgl. Nr. 6). Die Baurechnung ist zur

Prüfung bereitzuhalten; nur die Berechnungen nach Nr.
6.2.8 sind dem Verwendungsnachweis beizufügen. Wer-
den über Teile einer Baumaßnahme (z. B. mehrere Bauab-
schnitte/-objekte) einzelne Verwendungsnachweise ge-
führt, so ist nach Abschluss der Baumaßnahme ein zu-
sammengefasster Verwendungsnachweis aufzustellen.

7.6 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwen-
dungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den
empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden
Verwendungsnachweise dem Nachweis nach Nr. 7.1 bei-
zufügen.

8 Prüfung und Verwendung

8.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und
sonstige mit der Förderung zusammenhängende Ge-
schäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der
Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungs-
empfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten
und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. In den Fällen
der Nr. 7.6 sind diese Rechte der Bewilligungsbehörde
auch dem Dritten gegenüber auszubedingen.

8.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prü-
fungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis
vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Er-
gebnisses zu bescheinigen.

8.3 Der Rechnungshof ist berechtigt, bei allen Zuwendungs-
empfängern zu prüfen (§ 91 LHO).

9 Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

9.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungs-
bescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (§ 1 Abs. 1
LVwVfG i. V. m. den §§ 48, 49 VwVfG) oder anderen
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zu-
rückgenommen, widerrufen oder sonst unwirksam wird.

9.2 Nr. 9.1 gilt insbesondere, wenn:

9.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige An-
gaben erwirkt worden ist,

9.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehe-
nen Zweck verwendet wird,

9.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z. B. nachträg-
liche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finan-
zierung nach Nr. 2).

9.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch
in Betracht kommen, soweit der Zuwendungsempfänger:

9.3.1 die Zuwendung nicht alsbald (innerhalb von zwei Monaten)
nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks
verwendet oder

9.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist
erfüllt, insbesondere das Vergaberecht (Nr. 3) nicht be-
achtet, Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nach-
kommt sowie den vorgeschriebenen Verwendungsnach-
weis (Nr. 7) nicht rechtzeitig vorlegt.

9.4 Der Erstattungsbetrag ist nach § 1 Abs. 1 LVwVfG i. V. m.
§ 49 a Abs. 3 VwVfG mit jährlich fünf Prozentpunkten über
dem jeweiligen Basiszinssatz zu verzinsen.

9.5 Wird die Zuwendung nicht alsbald nach der Auszahlung
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird
der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder wi-
derrufen, werden regelmäßig für die Zeit von der Auszah-
lung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls
Zinsen in Höhe des Zinssatzes nach Nr. 9.4 verlangt.
Zinsen in vorgenannter Höhe werden regelmäßig auch er-
hoben, soweit die Zuwendung in Anspruch genommen
wird, obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig einzuset-
zen sind (vgl. § 49 a Abs. 4 VwVfG).


